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vage	 und	 die	 Vielzahl	 von	 Schulfachbezeichnungen	 wie	 Sozialwissen-






















den.	Diese	 aus	 den	Fachdidaktiken	 der	Naturwissenschaften	 übernom-


























finden	 sich	 in	dieser	Darstellung	nicht,	wären	aber	 zur	Erstellung	eines	
allgemeinen	Kompetenzmodells	unerlässlich.	Dieser	Band	beschränkt	sich	
bewusst	auf	eine	Kompetenzdimension.
Schaubild 1: Basis- und Fachkonzepte der Politik
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I. Bildungsstandards und Kompetenzorientierung
1.  Politikkompetenz und konzeptuelles 
Lernen – ein neues politikdidaktisches 
Modell 
Seit	 den	 Konstanzer	 Beschlüssen	 von	 1997	 steuert	 die	 Kultus	mi	nis	ter-



















al.,	 2003,	 S.	17).	Diese	Diskussionen	werden	 in	 der	 Politikdidaktik	 seit	
Jahr	zehn	ten	intensiv	geführt	(vgl.	Kapitel	I,	2).	Auch	im	Entwurf	von	na-
tionalen	 Bil	dungs	standards	 der	 Gesellschaft	 für	 politische	 Jugend-	 und	
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-innen	 zu	 berücksichti	gen	 und	 sie	 zunehmend	 in	 Fachwissen	 zu	 über-












muliert,	 dass	 sie	 empirisch	überprüft	werden	und	zu	 stufenspezifischen	
Vor	schlägen	für	verschiedene	Kompetenzniveaus	im	Bereich	des	Fachwis-
sens	führen	können.	Die	Konstruktion	der	Konzepte	ist	damit	sowohl	an-

























Wörter,	die	 jedoch	 falsch	verstanden	werden	 (z.	B.	Angela	Merkel	 ist	
Außenministerin;	der	Bundespräsident	ist	der	König	von	Deutschland).







































zepte)	und	das	 ih	nen	 zuzuordnende	Grundlagenwissen	 (Fachkonzepte).	


























sen	 in	Konzepten	 repräsentiert	 ist.	Wissenserwerbsprozesse	 sind	 inhalts-
bezogene	 strukturelle	 Lernprozesse,	 wobei	 Korrespondenzen	 zwischen	
Lehrstoffstrukturen	 (bezogen	 auf	 Fachwissen)	 und	 kognitiven	 Struktu-
21
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richt	 und	 Lernaufgaben	 müssen	 die	 inhaltsbezogenen	 und	 allgemeinen	















































2.  Philosophie des Faches Politische 
 Bildung




































































































I. Bildungsstandards und Kompetenzorientierung
Auffassungen	in	der	Sphäre	des	Politischen	bestehen	sollte	(Himmelmann,	
2001;	Massing,	2004).



























prozedurale	 Kompetenzen	 verfügen,	 welche	 sich	 auszeichnen	 durch	











2. Philosophie des Faches Politische Bildung



































































Die Zweckbestimmung von Politik


























































































































Diesbezüglich	 ist	 zu	 sagen,	 dass	 es	 schlechterdings	 keinen	 Bereich	
menschlicher	Existenz	gibt,	der	nicht	politisch	werden	kann.	Politikfel-






























Die analytische Erfassung der Politik




























































Diese	politischen	Handlungsweisen	gelten	 für	 alle	 an	der	Politik	be-






Drei politische Denk- und Handlungsmodelle
Die	politische	Bildung	ist	keine	wertfreie	Veranstaltung.	Ihr	ist	aufgege-
ben,	jungen	Menschen	Orientierungshilfen	für	ihre	gegenwärtige	und	zu-




Nun	 lassen	 sich	 in	der	 empirischen	Beobachtung	wie	 in	der	histori-
schen	Erfahrung	drei	ganz	verschiedene,	in	ihren	Intentionen	gegensätz-
liche	politische	Denk-	und	Handlungsmodelle	identifizieren.	Oft	bilden	
sie	 den	 geistigen	 Hintergrund	 für	 extrem	 auseinanderfallende	 politi-
sche	Urteile	und	po	litische	Handlungsimperative.	Sie	verhalten	sich	auch	
unterschiedlich	 zu	 den	 Werten	 des	 demokratischen	 Verfassungsstaates.	
Dolf		Sternberger	hat	die	Modelle	theoriegeschichtlich	zurückgeführt	auf	






























































































Forschung«	 stellt	 sie	Fragen	nach	den	Subjekten,	die	 im	Lernprozess	 als	
einzelne	oder	 als	Gruppe	miteinander	 in	Beziehung	 treten,	 sowie	nach	















wissenschaft,	 im	Bezug	 auf	 das	 politische	 System	der	Demokratie.	Als	













































































erst	 seit	 der	 »Einsichtendidaktik«	 von	Kurt	G.	Fischer	 sprechen	 (Gagel,	
2005,	 S.	 133ff ).	 Darin	 finden	 sich	 empirische	 Aussagen	 zur	 Politik	 in	
der	Demokratie	und	normative	Anforderungen	an	die	Bürgerin	und	den	
Bürger.	 Fischer	 beschreibt	 Politik	 empirisch	 im	 Wesentlichen	 als	 Wil-
lensbildungs-	und	Ent	scheidungsprozess	mit	dem	Ziel	der	Durchsetzung	
individueller,	Gruppen-	und	Institutioneninteressen.	Demokratische	Poli-
tik	 soll	 sich	dann	 ständig	um	die	 Integration	unterschiedlicher	 Interes-
sen	 in	der	Gesellschaft	bemühen.	Fischer	hat	 ein	pluralistisches	Demo-













finiert	 er	 als	 »das	noch	nicht	Entschiedene«,	 das	 in	 erster	Linie	 erfahr-
bar	wird	als	Konf likt.	Empirisch	ist	Politik	für	ihn	fast	ausschließlich	in	
40
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den	konf likthaften	Prozessen	in	der	Gesellschaft	zu	sehen	und	alle	Ver-
suche	das	Po	litische	stoff lich	festzulegen,	seien	zum	Scheitern	verurteilt.	
	Gie	secke	ge	winnt	 auf	diese	Weise	 zwar	einen	 scharf	konturierten,	 aber	












ein	 weniger	 klares	 Profil,	 ist	 aber	 komplexer	 und	 als	 empirischer	 Be-
griff	der	Realität	angemessener.	Hilligen	erfasst	damit	den	institutionel-
len	Handlungs	rahmen	der	Politik	(polity),	ebenso	die	inhaltlichen	Hand-

















































zugspunkt	der	 fachdidaktischen	Konzeption	 ist	das	 Individuum,	das	 als	





















zierteste	 fachdidaktische	 Konzeption	 stammt	 von	 Bernhard	 Sutor.	 Die	














be	hat,	 den	Widerspruch	 zwischen	 rechtlich-politischer	Gleichheit	 und	































Politik	und	der	Demokratiebegriff,	deren	Konturen	 sowohl	 als	 empiri-







zugrundeliegende	Demokratiemodell	 ist	 das	der	 »kommunikativen	De-















































nalen	Verf lechtungen	 (Sander,	 2008,	 S.	 95ff ),	 ohne	diese	konkreter	 zu	











Demokratie	und	 ihre	 Ideen	geschichte,	 ebenso	Kenntnisse	über	die	 ins-
titutionelle	Ordnung	des	poli	tischen	Systems,	 seine	verfassungsmäßigen	
Grundlagen,	 die	wichtigsten	Prin	zipien	und	 Institutionen,	 die	Regeln,	
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II. Basis- und Fachkonzepte
1.  Konstruktion politischer Basis- und 
Fachkonzepte
Basiskonzepte	(key concepts)	bezeichnen	zentrale	Prinzipien	bzw.	Paradig-

















































übernehmen	 Integrations-	 und	 Ordnungsfunktionen	 für	 das	 inhaltliche	
Auf 	bereiten	der	Unterrichtsthemen	sowie	 für	das	Lernen.	 Insgesamt	ent-
steht	also	ein	Gef lecht	von	Konzepten,	eine	strukturierte	Vernetzung,	die	
sich	dazu	eignet,	politische	Phänomene,	Ereignisse,	Prozesse	usw.	zu	be-



















































































































dar	stufe	 II.	Dies	bedeutet	aber	nicht,	dass	 tatsächlich	 jedes	Fachkonzept	
beispielsweise	 in	 der	 Primarstufe	 im	 Rahmen	 eines	 Unterrichtsthemas	
unter	richtet	werden	sollte.	Schon	aus	Zeitgründen	ist	dies	meist	nicht	zu	
realisieren.	Die	Freiheit,	die	die	Kerncurricula	z.	B.	für	den	Sachunterricht	

















































































Darüber	 hinaus	 ist	 das	 Basiskonzept	 Ordnung	 mit	 dem	 Basiskon-
zept	Entscheidung	und	Gemeinwohl	 verknüpft.	 In	 diesem	Kontext	 er-
geben	 sich	Beziehungen	zu	den	Fachkonzepten	Legitimität,	Öffentlich-













Eine	politische	Ordnung	 ist	 für	 jede	Gesellschaft	 konstitutiv,	 so	unter-
schiedlich	sie	auch	hinsichtlich	ihrer	prinzipiellen	Grundlagen	und	Wert-




























mus	und	Marktwirtschaft	mit	 sich	bringe.	Tatsächlich	 lassen	sich	 in	der	
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ebenso	eine	autoritäre	politische	Ordnung	wie	eine	demokratische	Ord-
nung	besitzen.	Alle	Behauptungen	über	einen	notwendigen	Zusammen-
































anerkennen	 (Möllers,	 2008,	S.	22),	benötigen	politische	Ordnungen	 in	
westlichen	Demokra	tien	zu	ihrer	Legitimation	auch	rechtsstaatliche	und	
sozialstaatliche	Prinzipien.	































zip	 und	 das	 Bundesstaatsprinzip.	 Demokratie-	 und	 Rechtsstaatsprinzip	
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Auf	der	 internationalen	Ebene	 stellen	neben	den	Staaten	 insbesonde-
re	 internationale	 Organisationen,	 Zusammenschlüsse,	 Bündnisse	 und	









internationalen	 Ordnung	 die	 durch	 den	 Systemgegensatz	 von	 Ost	 und	













































sich	 überlappender	 und	 durchdringender,	 geteilter	 Souveränitäten	 eine	
freiwillige	Selbstkoordination	erfolgen?	Und	wie	kann,	 zweitens,	wenn	
































nach	 der	 Stabilisierung	 politischer	Ordnungen	 geben	 sie	 unterschiedli-
che	Antworten.	So	lautet	z.	B.	die	Antwort	der	Systemtheorie	von		Talcott	
Parsons:	Wo	Systeme	 sind,	 ist	Ordnung.	Die	Elemente	 sind	 funktional	
aufeinander	bezogen	und	dienen	zusammen	dem	Überleben	des	Ganzen,	



























































































































Dem	 Fachkonzept	 Demokratie	 geht	 das	 Verständnis	 der	 Fachkonzep-
te	Rechts	staat	und	Sozialstaat	voraus.	Beide	prägen	die	moderne	westli-
che	Demokratie.	Das	gleiche	gilt	 für	das	Fachkonzept	Gewaltenteilung,	
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teiligten	 politischen	 Ebenen	 eigene	 Aufgabenbereiche	 zuweist	 (Große,	
	Hüttmann	&	Fischer,	2005;	Giering	&	Metz,	2007).	
Schaubild 2: Vernetzung des Fachkonzepts europäische Integration
Dagegen	geht	der	staatszentrierte	Intergouvernementalismus	als	gänzlich	






















Als	unterrichtliche	Vorgaben	 finden	 in	den	Kerncurricula	 zum	Gegen-
stand	der	europäischen	Integration	zwar	vielfach	die	daran	beteiligten	Or-
gane	 Erwähnung.	 Die	 ursprüngliche	 Motivation	 für	 den	 europäischen	









Fachkonzept	 europäische	Akteure	 unabdingbar.	 In	 diesem	System	 ver-
suchen	kommunale,	 regionale,	 nationale	 und	 europäische	Akteure	 ihre	
Inte	res	sen	einzubringen	und	durchzusetzen,	wodurch	dieses	Fachkonzept	
auch	mit	dem	Basiskonzept	Entscheidung	verbunden	ist.	Weiterhin	ist	das	













Erweite	rungsstufen	 sowie	 der	 Herausbildung	 integrierter	 Bereiche	 des	





Finalität	 der	 europäischen	 Integration	 an.	Nicht	 zuletzt	 sollten	 sich	die	
Ler	nen	den	hier	auch	mit	der	demokratischen	Legitimität	dieser	politischen	
Ord	nung	sui generis	auseinandersetzen.


















Gewaltenteilung	 ist	 ein	 System	 der	 Hemmung	 und	 Balancierung	 der	










organe	 beteiligt	 sind.	 Man	 kann	 dies	 geteilte	 politische	 Macht	 nennen.	
Ty	pisch		hierfür	ist	die	Gesetzgebung,	an	der	Bundestag,	Bundesrat,	Bundes-
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den	eine	Art	»pluralistische	Gewaltenteilung«	in	der	Gesellschaft.	Sie	for-
men	 außer	dem	 den	 politischen	 Willen	 vor,	 der	 von	 den	 Staatsorganen	







































































































te	unterscheiden.	Die	Freiheitsrechte	untergliedern	 sich	 in	Rechte	 zum	



























































Grundrechten	 sei	 unbeschränkt.	Hier	wird	 übersehen,	 dass	 die	meis	ten	
Grund	rechte	nur	nach	Maßgabe	von	Gesetzen	(Gesetzesvorbehalt)	gelten.
Weiterhin	kann	der	Grundrechtsgebrauch	zu	Konf likten	führen,	wenn	
Grundrechte	 in	 Spannung	 zueinander	 stehen.	 Sie	 müssen	 dann	 zum	
Aus	gleich	gebracht	werden,	was	mit	 einer	Relativierung	verbunden	 ist.	










In	 der	 Konzeptentwicklung	 ist	 die	 Differenzierung	 der	 verschiede-
nen	Arten	der	Freiheitsrechte	 vorzunehmen:	Persönliche	Freiheitsrech-
te	(Privat	sphäre,	Glaubensfreiheit,	Freizügigkeit),	politische	Freiheitsrech-
te	 (Meinungs	freiheit,	 Versammlungsfreiheit,	 Vereinigungsfreiheit)	 und	
wirtschaftliche	Frei	heits	rechte	(Berufswahlfreiheit,	Eigentumsrecht).	Die	
Konzeptent	wick	lung	 darf	 die	 Dimension	 der	 Grundpf lichten	 wie	 den	
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Bei	 der	 unterrichtlichen	 Auseinandersetzung	 mit	 dem	 Fachkonzept	
können	als	Fehlkonzepte	die	Idealisierung	der	Vereinten	Nationen	als	Ga-
78
















Fachkonzept	 europäische	 Integration,	 wiewohl	 die	 Einschränkung	 der	














In	 der	 Sekundarstufe	 II	 kann	 eine	 vertiefende	Auseinandersetzung	mit	
dem	Fachkonzept	erfolgen,	wobei	hierzu	die	verschiedenen	Theorien	der	
internationalen	Beziehungen	als	Analysespektrum	zur	Untersuchung	von	















































































Offensichtlich	 kann	 marktförmigen	 Prozessen	 nicht	 alles	 überlassen	
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Bei	Verletzung	 von	Grundrechten	 kann	Verfassungsbeschwerde	 erhoben	
werden.	Sechstens	besondere	Schutzbestimmungen	bei	Freiheitsentziehung	
sowie	 im	Strafverfahren.	Hierzu	gehören	das	Recht	auf	den	gesetzlichen	
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und	handeln	 für	 sie.	Deshalb	heißen	 sie	Repräsentanten	 (Schüttemeyer,	
1995,	S.	544).
Jede	 Repräsentation	 basiert	 auf	 einer	 Vertrauensbeziehung	 zwischen	
Repräsentanten	und	Repräsentierten.	Vertrauen	wird	gebildet	und	auf-




Soziale	 Gebilde	 können	 in	 ihrer	 Einheit	 wie	 auch	 in	 ihrer	 Vielfalt	
	repräsentiert	werden.	So	wird	etwa	die	Einheit	der	Gemeinde	durch	den	
Bürger	meister,	 ihre	Vielfalt	durch	den	Rat	der	Gemeinde	 repräsentiert.	

















Abgeordnete	 in	 den	 Parlamenten	 sollen	 in	 einem	 öffentlichen	 und	
streitigen	 Diskurs	 das	 Gemeinwohl	 f inden.	 Ein	 echter	 Diskurs	 setzt	
	voraus,	dass	die	Abgeordneten	nicht	den	Weisungen	der	Wähler/-innen	
unterliegen.	Ohne	Weisungsfreiheit	könnte	nicht	frei	diskutiert	werden	
und	 wäre	 eine	 eigenständige	 Urteilsbildung	 unmöglich.	 Abgeordnete	
benötigen	folglich	ein	freies	Mandat.	Ein	gebundenes,	d.	h.	imperatives	













































































dungsfragen	 lässt	 sich	bewusst	machen,	dass	Politiker/-innen	nicht	 frei,	
sondern	im	Rahmen	von	Kompetenzen	handeln,	dass	sie	sich	verantwor-









































































durch	 die	 Entwicklung	 zum	 Sozialstaat	 zu	 lösen	 (Konvergenztheorie).	
Demo	kra	tische	Mehrheiten	 in	den	Gesellschaften	 sorgen	dafür,	dass	 sie	
gegen	die	ökonomischen	Risiken	abgesichert	werden.	Dem	wird	entge-
gen	gehalten,	dass	vielmehr	die	unterschiedlichen	Parteien	ihre	Wähler/	



























Dienst	leistungen	 und	 neuen	 Technologien.	 Post-Fordismus,	 institutio-
nelle	Veto-Spieler,	Gender-Regime,	New Politics	usw.	 sind	Argumenta-
































































































über	Men	schen«	 (Max	Weber).	Der	 Staat	 besitzt	mithin	 zur	Durchset-
zung	seiner	Entscheidungen	im	Staatsgebiet	nach	innen	das	Gewaltmono-
96











































































Die	 Zerfaserung	 der	 staatlichen	 Souveränität	 nach	 außen	 bzw.	 die	
Über	tragung	 von	 Souveränitätsrechten	 auf	 supranationale	 Institutionen	
98
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mit	 die	Kontingenz	 einer	 Situation	 für	 den	 einzelnen	wie	 für	 alle	 ge-


















































viele	 in	 irgendeiner	Weise	 an	der	Entscheidung	beteiligt	 sind,	die	Ent-
scheidung	im	engeren	Sinne	gleichwohl	wenigen	vorbehalten	bleibt.	Da-
mit	dies	gelingt,	wird	der	Entscheidungsprozess	in	mehrere	Phasen	zerlegt	


























Was	 sollte	 aber	 die	 unterlegene	Minderheit	 bewegen,	Mehrheits	ent-
scheidungen	zu	akzeptieren?	Mehrheitsentscheidungen,	die	für	alle	Gel-
102
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tung	haben	sollen,	 funktionieren	auf	Dauer	nur	dann,	wenn	bestimmte	
Vor	be	din	gun	gen	erfüllt	sind.	Die	Akzeptanz	einer	solchen	Entscheidung	
und	 der	 damit	 verbundenen	Opfer,	 die	 die	Mehrheit	 der	 unterlegenen	
Minderheit	 auferlegt,	 setzt	 das	 Vertrauen	 der	 Minderheit	 in	 den	 guten	
Willen	der	Mehr	heit	voraus.	»Soziopsychische	Grundlage	dieses	Vertrau-
ens	ist	ein	›Ge	meinsam	keitsglaube‹	(Max	Weber),	der	sich	auf	präexisten-




























gierungsfunktionen	 in	 internationale	Regime	bzw.	 im	Falle	 der	Euro-
pä	ischen	Union	in	transnationales	Regieren	macht	die	Grenzen	der	his-
torischen	 Formen	 demokratischer	 Willensbildung,	 Entscheidung	 und	
103
4. Basiskonzept Entscheidung
Legi	ti	mierung	 deutlich	 und	 bringt	 zumindest	 für	 westliche	 Demokra-
tien	und	 ihre	Bürgerinnen	und	Bürger	ungewohnte	normative	Defizi-
te.	 Die	 Inter	nationalisierung	 von	 Politik	 und	 politischem	 Problemlö-
sungshandeln	lässt	eine	der	Wesentlichen	und	bisher	als	selbstverständlich	
	vorausgesetzten	 Exis	tenz	be	dingungen	 der	 Demokratie	 prekär	 werden:	
ihre	Stabilisierung	und		Ent	faltung	in	einem	staatlich	fixierten,	territoria-
lem	und	 gemeinschaftsbildenden	wie	 gemeinschaftsprägenden	Rahmen	
(Richter,	 S.	173ff ).	 Inter	na	tio	nalisierung	 und	 Globalisierung	 bewirken	
unter	 anderem,	 dass	 politi	sche	Gestaltungs-	 und	Verantwortungsräume	
und	wirtschaftliche	und	ökolo	gische	Wirkungsräume	auseinanderfallen.	
Politische	Verantwortung	wird	im	mer	schwieriger	identifizierbar	und	de-








Das	wesentliche	Merkmal	 der	Globalisierung	 besteht	 darin,	 dass	 ein	
ab	strak	tes	Raum-	und	Zeitregime	die	 soziale	Zeit-	und	Raumbindung	








































sowie	 die	 Enthierarchisierung	 oder	 Entoligarchisierung	 des	 UN-
Systems	nach	der	Maxime,	»that all nations – large and small, powerfull and 



































der	kol	lektive,	mehrstufige	Entscheidungsprozess	 sich	 als	 Informations-
verarbeit	ungs	pro	zess	darstellt,	 sowie	Fragen	der	Risikoabschätzung,	der	





Prinzipiell	 lässt	 sich	 festhalten,	 dass	 Entscheidungstheorien	 in	 der	


















































In	 kybernetischen	 Modellen	 wird	 die	 Entscheidung	 als	 output	 einer	
Or	ganisation	verstanden.	 In	diesem	Zusammenhang	 ist	die	Vorstellung	





























das	 sogenannte	 »Bürokratische	Modell«.	Politische	Entscheidungen	 sind	









zunehmender	 Verf lechtung	 auf	 territorialer	 Ebene	 –	 international,	 na-
tional,	 regional,	 lokal	–	und	 in	 sozialen	Handlungssphären	–	Staat	und	
Verwaltung,	 Marktwirtschaft	 und	 Unter	nehmen,	 Zivilgesellschaft	 und	
Nicht-Regierungs	organisationen,	 Gesellschaft	 und	 Interessenvertretun-
gen,	Öffentlichkeit	und	Medien	–	zu	stellen.
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Der	 Neo-Funktionalismus	 (Haas,	 1958;	 Wolf,	 2006)	 erklärt	 den	
Integra	tions	prozess	 mit	 dem	 spill-over	 Konzept,	 d.	h.	 der	 Annahme	 des	
»Über	schwap	pens«	erfolgreicher	Integrationsprozesse	auf	andere	Bereiche.	
Die	 trei	benden	Kräfte	kommen	hauptsächlich	von	nicht	 staatlichen	Ak-
teuren,	die	 für	 ihre	 sozialen	und	wirtschaftlichen	 Interessen	eine	 funk-
tionale	Effi	zienz	des	Sys	tems	fordern.	Dieser	Ansatz	wird	von	der	inter-




rakter	 eingetreten.	 Diese	 beiden	 Ansätze	 beeinf lussen	 die	 theoretische	
Diskussion	bis	heute.	Die	aktuellen	Ansätze	knüpfen	jeweils	daran	an	und	
setzen	andere	Akzente	(Hix,	2005,	S.	16f ).
























II. Basis- und Fachkonzepte
Darüber	hinaus	handelt	es	sich	bei	der	oftmals	kolportierten	Vorstellung,	



























































































































































































































II. Basis- und Fachkonzepte
marxistisch-kritischen	Konf likttheorie	gelten	ökonomische	Verteilungs-































































Konf likte	 sollten	 schon	 in	der	Grundschule	 thematisiert	werden,	da	 sie	












II. Basis- und Fachkonzepte



















tät	 als	normativer	Begriff	bezieht	 sich	 auf	die	objektiven	Eigenschaften	
eines	politischen	Systems	und	wird	definiert	als	die	Rechtmäßigkeit	oder	























































te	 Perspektive,	 die	 Herrschaft	 »für	 das	 Volk«	 und	 damit	 effiziente	 und	
effektive	 politische	Ent	scheidungen.	Beide	Perspektiven	wirken	 in	De-
mokratien	zusammen	und	verstärken	sich	gegenseitig	(Scharpf,	1970).	In	
den	 1970er	 Jahren	war	 der	Diskurs	 geprägt	 durch	normativ	 abgeleitete	
Legiti	ma	tionskrisen	eher	»linker«	Autoren,	die	eine	inhaltlich	diffuse	Mas-
senloyalität	kritisierten	 (Offe,	1972),	und	durch	 seitens	 »neo-konservati-
ver«	Autoren	kon	statierter	Legitimitätsprobleme,	die	eine	Selbstüberforde-
rung	des	Regierens	in	der	Demokratie	beschrieben,	die	aus	dem	verfehlten	








































das	 Thema:	 »Befindet	 sich	 die	 EU	 in	 einem	 Legitimitäts-Effektivitäts-	
Dilemma?«	behandelt	werden.















































Besonders	Macht	 als	power over	 ist	politisch	gesehen	 interessant,	da	mit	
















































II. Basis- und Fachkonzepte
	Arendt	das	Positive	des	power to	umfassend	dargestellt	wurde.	In	Schulbü-
chern	wird	das	Fachkonzept	meist	entweder	nur	indirekt	als	Ordnungs-	







Als	 politisches	Grundphänomen	 in	Akteurskonstellationen	 sollte	Macht	




































































































-innen	 und	 Regierungen	 (citizen empowerment)	 sowie	 Formen	 direkter	





























von	Entscheidungen	nötig	 ist.	 Insofern	 sind	die	Fachkonzepte	Demo-
kratie	und	Macht	für	den	Konzeptaufbau	wichtig.	Zur	Abgrenzung	von	
















darstufe	 I	 sollten	die	Mediengesetze	 sowie	die	Funktionen	der	Massen-
medien	für	die	Demokratie	im	Unterricht	thematisiert	werden.	Zudem	ist	
es	mit	Themen	zu	Fragen	der	Legitimation	zu	verknüpfen.	Für	die	Sekun-
darstufe	 II	bietet	 sich	das	Thema	»Leben	wir	 in	einer	Mediendemokra-
tie?«	an.



































































































































II. Basis- und Fachkonzepte
nationale	Ebene	 thematisiert	werden:	 »Gibt	es	eine	europäische	Öffent-
lichkeit?«.	
























































Opposition	grundsätzlich	und	 in	 allen	Aktivitäten,	 in	der	Regel	 durch	
Alternativprogramme	angeleitet,	die	Regie	rungs	politik	systematisch	be-
























































































II. Basis- und Fachkonzepte
















































































lungen	 von	 dem,	 was	 ein	 Parlament	 wie	 tun	 sollte,	 sind	 häufig	 unzu-


















parteien	 spricht,	und	der	Tatbestand,	dass	 etwa	1800	 Interes	sen	gruppen	
beim	Bundestag	offiziell	angemeldet	sind,	verweist	auf	das	Fach	konzept	










































II. Basis- und Fachkonzepte
5.10 Parteien
Essenz des Fachkonzepts



































































Obwohl	 in	 den	 Sozialwissenschaften	 –	 trotz	 einer	 Fülle	 an	 Kritik	 im	
Ein	zel	nen	 –	 ein	 positives	 Verständnis	 von	 Parteien	 vorherrscht,	 ist	 die	
	Einstellung	der	Öffentlichkeit	und	der	Medien	zu	den	Parteien	heute	wie-
142











































Fragen	 des	 Wandels	 von	 Parteiensystemen,	 Veränderungen	 von	 gesell-
schaftlichen	Konf liktstrukturen,	Parteientheorien	und	Ergebnisse	der	Par-
teienforschung	behandelt	werden.






















den	 Re	gier	ten,	 hinlänglicher	 Leistung	 und	 glaubwürdiger	 Begründung	
144




































































































sollten	 auf	 der	Grundlage	 des	Politikzyklus	 und	mit	 besonderem	Blick	
auf	 den	 Akteur	 Regierung,	 Funktionen,	 Handlungsmöglichkeiten	 und	
Hand	lungs	restriktionen	usw.	herausgearbeitet	werden	z.	B.	in	dem	The-



















































verschiebungen	 bis	 hin	 zum	Machtwechsel	 (Macht	ver	tei	lungsfunktion)	
(Nohlen,	2009).
Wie	 diese	 Funktionen	konkret	wahrgenommen	werden,	 hängt	 auch	
von	dem	 jeweiligen	Wahlsystem	ab.	Die	grundlegende	Unterscheidung	
von	Wahlsystemen	ist	die	in	Mehrheits-	und	Verhältniswahlsystem.	Beim	
Ver	hältniswahlsystem	 entspricht	 die	 Zusammensetzung	 des	 Parlaments	
dem	Verhält	nis	 der	 abgegebenen	Stimmen.	Beim	Mehrheitswahlsystem	
setzt	 sich	das	Parlament	 aus	den	Vertreterinnen	und	Vertretern	 zusam-
men,	die	 einen	Wahlkreis	mit	 relativer	Mehrheit	 (»relatives	Mehrheits-
wahlrecht«)	oder	mit	absoluter	Mehrheit	 (absolutes	Mehrheitswahlrecht«	
–	 ggf.	mit	 Stichwahl)	 gewonnen	haben.	Zwar	 lassen	 sich	Wahlsysteme	







































































































































diesen	 überindividuellen,	 zudem	 statischen	 und	 ahistorischen	 Gemein-























































zustande	kommt,	und	nicht	 auf	 den	 Inhalt,	 der	un	ver	meidlich	 Interes-
sen	und	Perspektiven	enthält,	die	nicht	von	allen	Bür	gerinnen	und	Bür-
154








































































tifizieren,	 in	 denen	Gemeinwohlvorstellungen	problematisch	 geworden	
sind	( Jachtenfuchs,	2002,	S.	374ff	).	Die	UNO,	die	als	legitimierende	In-











































der	neuen	Welt	wirt	schaftsordnung:	»A wider prosperity among all countries«, 
»higher standards of living for all people«, »the economic and social progress of all 
countries especially developing countries«, »co-operation on the basis of mutual ad-
vantage and equitable benefits for all peace-loving states«	so	wie »economic growth 











































II. Basis- und Fachkonzepte
Entscheidungs	prozesse	in	den	subjektiven	Präferenzen	der	Bürger/-innen	
















































































































Kanada	 kommenden	 kommunitaristischen	 Theorie	 die	 Gemein	wohl-
kon	zeption	des	Neopluralismus	nicht,	wohl	 aber	 liberale	Gesellschafts-














































































setzes	 und	 inhaltlich	 nur	 soweit	 eingegriffen	 werden	 dürfe,	 wie	 es	 ein	
offensichtlich	vernünftiger	Zweck	des	staatlichen	Zusammenlebens	erfor-

















































































































































































































Wohltaten	 und	 Lasten	 zwischen	 verschieden	 leistungsfähigen	 und	 be-
dürftigen	Gruppen	 in	der	Ge	sell	schaft.	Es	geht	mithin	um	Verteilungs-


























metische)	 Gleichheit	 im	 Sinne	 einer	 Gleichwertigkeit	 von	 Geben	 und	
Nehmen.	Die	zur	sozialen	Gerechtigkeit	zählende	Verteilungsgerechtig-
170


















































Fragen	 zu	 Grundsätzen	 der	 Verteilungsgerechtigkeit	 erörtert	 werden	
























II. Basis- und Fachkonzepte



























Das	Gleichheitsprinzip	 verbietet	 die	 rechtliche	Diskriminierung	 auf-
grund	bestimmter	Merkmale.	Im	Grundgesetz	sind	es	die	Merkmale	Ge-




















































































































II. Basis- und Fachkonzepte



























































































































































































































Neuorientierung	 von	Planungs-	 und	Entscheidungsprozessen	und	 zwar	
weltweit	(Kopfmüller	u.	a.,	2001).
182





















































































































































Guts	Wasser	 sowie	 der	 Problematisierung	 von	 dessen	 etwaiger	 Privati-
sierung	ein	ers	ter	Zugang	zum	Fachkonzept	eröffnet	werden.	Die	Cha-
186










































ben,	 körperliche	 Unversehrtheit	 und	 menschenwürdige	 Existenz.	 Man	
unterscheidet	äußere,	innere	und	soziale	Sicherheit.	Äußere	Sicherheit	be-
zieht	sich	auf	den	Schutz	des	Staates	vor	Bedrohung	von	außen	und	neu-
erdings	 durch	 Terrorismus.	 Äußere	 Sicherheit	 verschafft	 sich	 ein	 Staat	
durch	Aufbau	und	Unterhaltung	von	Streitkräften,	durch	Militärbünd-
nisse,	 durch	Einord	nung	 in	 Systeme	kollektiver	 Sicherheit	 sowie	 allge-
mein	durch	eine	auf	Zusammenarbeit	und	Entspannung	gerichtete	Außen-











































































































































8.1 Mindeststandards für die Primarstufe


























reichen)	u.	a.	 die	Entwicklungspsychologie	 (Weinert	&	Helmke,	 1997),	






II. Basis- und Fachkonzepte











































































»Der Entscheidungsprozess in der  
Europäischen Union«
Ein Vorschlag für die Praxis 
Grundsätze einer kompetenzorientierten Unterrichts-
planung
Seit	Einführung	von	Bildungsstandards	durch	die	Kultusministerkonfe-
renz	 stehen	die	Unterrichtsfächer	 vor	 neuen	Herausforderungen.	Diese	


















Der	 Unterricht	 und	 die	 Lernaufgaben	 haben	 also	 möglichst	 gut	 das	
Spektrum	 inhaltsbezogener	 und	 allgemeiner	 Kompetenzen	 widerzu-









»Der Entscheidungsprozess in der Europäischen Union« 









































































































































Union	 erwerben	und	damit	 in	 die	Lage	 versetzt	werden,	 die	 täglichen	



































hinaus	und	 fordern	 eine	Bewertung	und	Beurteilung	der	 Sachverhalte.	









Die	 folgende	Liste	 von	konstituierenden	und	weiteren	Begriffen	 des	






















Tabelle 3:  Verzeichnis der konstituierenden und weiteren Begriffe des Fach-





















































CO2-Schleudern in der EU − Verheugen blockt










stel	ler	 beim	Klimaschutz	 in	 die	 Pf licht	 genommen	werden	 sollen.	Der	












































































5.	 	Die	 Kommission	 hat	 das	 Recht	 zur	 Gesetzesinitiative	 für	 eine	 CO2-
Richtlinie.	Was	bedeutet	das?
6.	 	Soll	die	Kommission	Maßnahmen	gegen	die	Autoabgase	ergreifen?	Was	
meint	 Ihr?	Wägt	 ab	 und	 begründet	 Eure	 Meinung.	 (Hier	 ist	 Deine	
Meinung	 gefragt	 zu	 allen	Problemen,	 die	 in	 den	Texten	 angesprochen	
sind.)	

















Die Verordnung im Ministerrat 
EU-Regierungen uneinig über CO2-Pläne für Autos 
Erschienen: Dienstag 4. März 2008 
Eine	erste	Debatte	unter	den	Ministern	des	Umweltrats	vom	3.	März	2008	





















































































de	 drei	 Schülerlösungen	 kontrastierend	 und	 illustrierend	 gegenüberge-
stellt.	Diese	Schülerlösungen	 sind	 im	Rahmen	einer	 Inter	ventions	studie	
(Weißeno	&	Eck,	2009)	verfasst	und	ausgewertet	worden.	Den	am	Projekt	













































In	 dieser	 Antwort	 werden	 die	 konstituierenden	 Begriffe	 Europäische	
	Union,	Gesetze,	Klima-	bzw.	Umweltschutz,	 europäische	Kommission,	
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